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Islam

Von Bernd Kratzer, Kriminalhauptkommissar, München

1. Einleitung 

Derzeit gibt es nahezu rund 
um den Erdball, vor allem 
aber im Nahen Osten, Teilen 
Afrikas und Asiens Kriege, 

Bürgerkriege und sonstige bewaffnete Konflikte. Auch ist eine 
Bedrohung durch mögliche terroristische Anschläge nahezu 
weltweit gegeben. 

Die Ursachen dieser Handlungen sind häufig religiös und oder 
kulturell bedingt. Sehr häufig sind an diesen Auseinanderset-
zungen islamische Gruppen ursächlich beteiligt. Da der Islam, 
wie fast alle Religionen, eine Vielzahl von Glaubensrichtungen 
und Strömungen aufweist, werden die wichtigsten hier aufge-
listet und zum Teil kurz erklärt. 

Diese Ausarbeitung erhebt keinen Anspruch auf Vollständig-
keit und wurde nicht nach den gültigen wissenschaftlichen 
Regeln erarbeitet. Auch beinhaltet die Ausarbeitung keine 
Schuldzuweisung an den Ursachen der Auseinandersetzungen. 

Ziel dieser Ausarbeitung ist eine sehr vereinfachte Darstel-
lung der Zugehörigkeit der Konfliktparteien zu den Hauptströ-
mungen des Islam. 

2. Der Islam 

Der Islam ist eine monotheistische Religion, die im frühen 7. 
Jahrhundert in Arabien durch den Propheten Mohammed gestif-
tet wurde. Mit 1,6 Milliarden Anhängern ist sie nach dem Chris-
tentum heute die zweitgrößte Weltreligion. In Deutschland 
bekennen sich etwa fünf Prozent der Bevölkerung zum Islam.

Der arabische Begriff Islam (islam / ) bedeute verein-
facht „Unterwerfung unter Gott“ oder auch „völlige Hingabe 
an Gott“. Die Bezeichnung für denjenigen, der dem Islam ange-
hört, ist Muslim. Die eigentliche Bedeutung von Muslim ist also 
„derjenige, der sich Gott unterwirft“. Im deutschsprachigen 
Raum wird dieser Begriff auch als Moslem wiedergegeben. Eine 
Definition für den Islam findet man im Koran nicht, sondern 
nur in den Berichten über den Propheten. Der Islam besteht 
nach dieser Hadith (Überlieferungen der Aussprüche und Hand-
lungen des Propheten Mohammed) aus: 

ff Das Bekenntnis, dass es keinen Gott gibt außer Gott und 
dass Mohammed der Gesandte Gottes ist,
ff den 5 täglichen Pflichtgebeten,
ff der Wohltätigkeit gegenüber Mitmenschen (Armenabgabe),
ff das Fasten im Ramadan, 
ff Die Pilgerfahrt nach Mekka, wenn man dazu in der Lage ist.

Dies wird auch als die fünf Säulen des Islam bezeichnet.

Der Islam teilt sich in mehrere hier nicht abschließend aufge-
führte Richtungen: 

ff Die Sunniten mit ihren Rechtsschulen, die sich wiederum in 
Hanafiten, Malikiten, Schafiiten, Hanbaliten und den an die 
Hanbaliten angelehnten Wahhabiten teilen. 

ff Die zweitgrößte Glaubensrichtung des Islams, die Schiiten 
mit den Imamiten oder Zwölferschia, die Zaiditen oder Fün-
ferschia, den Aleviten – welche nicht mit den ebenfalls den 
Schiiten zuzurechnenden Alawiten bzw. Nusairier zu ver-
wechseln sind. 
ff Der Sufismus mit hauptsächlich esoterischen Aspekten. 

Aus dem schiitischen Islam haben sich die eigenständigen Reli-
gionen der Drusen, des Babismus und die Religion der Baha’i 
entwickelt.

2.1 Sunnitischer Islam

Die Sunniten bilden mit ca. 85 % der gläubigen Moslems die 
größte Glaubensrichtung im Islam. Sie werden als Volk der Tra-
dition bezeichnet. Die Bezeichnung Sunniten stammt von dem 
Wort Sunna, die Tradition des Propheten des Islam, Mohammed. 
Sunnitische Muslime werden auch als Volk der Tradition und der 
Einheit der Muslime bezeichnet, was darauf hinweisen soll, dass 
die Sunniten vereinigt sind. Sie stellen einen Zweig des Islams 
dar, der dem von Abu Bakr gegründeten Kalifat entstammt.

Sunniten stellen in den meisten islamischen Ländern die 
Mehrheit der Muslime, mit Ausnahme von Iran, Irak, Oman, 
Libanon, Aserbaidschan sowie Bahrain. 

Die Sunniten lassen sich nach den Rechtsschulen Madhhab 
in Hanafiten, Malikiten, Hanbaliten und Schafiiten einteilen.

2.1.2 Wahhabiten

Als Wahhabiten werden die Anhänger einer puristisch-traditio-
nalistischen Richtung des sunnitischen Islams bezeichnet, die 
der hanbalitischen Rechtsschule folgen. Die Bewegung grün-
det sich auf die Lehren Muhammad Ibn Abd al-Wahhabs. Die 
Wahhabiten lehnen den Sufismus, den Kalam und auch alle 
Formen des schiitischen Islams ab. Sie wenden sich darüber 
hinaus auch strikt gegen Heiligenverehrung, Wallfahrten zu 
Gräbern und die Feier des Prophetengeburtstags.

Die Anhänger Ibn Abd al-Wahhabs nehmen für sich in 
Anspruch, die islamische Lehre authentisch zu vertreten. Glau-
bensauffassungen, die mit dem Wahhabismus nicht vereinbar 
sind, werden von ihnen in der Regel als unislamisch deklariert. 
Die meisten Wahhabiten leben heute in Saudi-Arabien. 

Die Bezeichnung “Wahhabiten” wird nur von Gegnern dieser 
Gruppierung verwendet. Sie selbst bezeichnen sich in der Regel 
nicht so, sondern als Salafis oder einfach als Sunniten. In Deutsch-
land sind sie vor allem unter dem Begriff Salafisten bekannt. 

2.2 Schiitischer Islam

Die Anhänger der Schia Ali, die Schiiten betrachten Imam Ali 
als von der Mohammed mehrmals zu Lebzeiten designierten 
Nachfolger (Kalif) und als ihren ersten Imam an.

Schiiten glauben, dass die Prophetennachfolge nur von einem 
Imam ausgeübt werden kann, da dieser als Einziger göttlich 
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legitimiert ist. Darauf aufbauend glauben sie, dass nur die 
Nachkommen des Propheten Mohammed den Heiligen Koran 
fehlerfrei auslegen und auch vorleben können.

Unter dem Oberbegriff “Schiiten” werden oft verschiedene Strö-
mungen zusammengefasst, wie die Anhänger der Zwölf Imame, 
die man oft Dschafariten oder Imamiten nennt, die Ismaeliten, 
Zaiditen und Aleviten, wobei letztere teilweise Imamiten sind. 
Faktisch haben aber nur noch die Dschafariten bzw. Imamiten 
einen nennenswerten Einfluss auf die schiitische Richtung. 

Zu den Schiiten gehören auch die Alawiten bzw. Nusairier. 
Sie sind eine religiöse Gruppierung des Nahen Ostens, die im 
späten 9. Jahrhundert im Irak entstanden sind. Sie sind nicht 
zu verwechseln mit den türkischen und kurdischen Aleviten, 
die in der Kizilbasch-Tradition stehen und wie schon oben 
genannt auch zu den Schiiten gehören. 

2.3 Der Streit zwischen Sunniten und Schiiten 

Als der Prophet Mohammed im Jahre 632 überraschend verstarb 
hatte er seine Nachfolge weder in Glaubensfragen noch in welt-
licher Sicht an der Spitze der Muslime geregelt. Sein nächster 
lebender männlicher Verwandte, der Enkel Hussein, war noch 
zu jung für seine Nachfolge. 

Zum Zeitpunkt des Todes Mohammeds gab es die Unterteilung 
in Sunniten und Schiiten noch nicht. 

Die Mehrheit der Muslime wollte die Nachfolge Mohammeds 
dem fähigsten Heerführer des Stammes von Mohammed über-
tragen. Sie setzten sich letztendlich auch durch, es waren die 
heutigen Sunniten. 

Die damalige und auch heutige Minderheit der Muslime, die 
heutigen Schiiten, jedoch setzten sich dafür ein, dass der Nach-
folger Mohammeds aus dessen Familie kommen sollte. Aus ihrer 
Sicht kam also nur Mohammeds Neffe Ali für dessen Nachfolge 

in Betracht. Die Schiiten behaupten, dass Mohammed es auch 
so hinterlassen hatte, aber die Sunniten haben den entspre-
chenden Passus aus den Korantexten gestrichen. 

Dieser Vorwurf der Koranfälschung und die Nachfolgeregelung 
sind die schwerwiegendsten Streitpunkte im Konflikt zwischen Sun-
niten und Schiiten. Dieser seit nahezu 1400 Jahre andauernde Streit 
wurde in weiten Teilen der muslimischen Welt zum puren Hass.

3. Religiöse Zuordnung der Konfliktparteien

In dieser Tabelle sind Organisationen und Länder mit den reli-
giösen Zuordnungen aufgeführt. Hier sind insbesondere bei den 
Ländern nicht alle Religionen angeführt, welche in den Län-
dern praktiziert werden. Es sind lediglich die Religionen mit 
den meisten Anhängern aufgelistet. 

4. Konfliktparteien

Hier werden einige Konfliktparteien (Organisationen und Län-
der) kurz vorgestellt. Die Kurzdarstellung ist wertungsfrei. 

4.1 Der Islamische Staat – IS

Der Islamische Staat ist eine seit 2003 aktive terroristisch agie-
rende Miliz sowie ein seit Juni 2014 deklarierter dschihadistischer 
„Quasi-Staat“ mit zehntausenden Mitgliedern, der derzeit große 
Gebiete im Irak und in Syrien und kleinere Gebiete in Libyen 
beherrscht. Der IS beherrscht derzeit ein Gebiet von nahezu der 
Größe Großbritanniens. In den Gebieten werden staatliche Struk-
turen wie Bildungs- und Gesundheitswesen, Justiz und Infrastruk-
turen aufgebaut. Diese sind zum Teil auch schon funktionsfähig. 

Länder/Organisationen Sunnitischer Islam 
Wahhabiten/

Salafisten
Schiitischer Islam Alawiten Christen Atheisten

IS x x

Al-Qaida x x

Al-Nusrah Front x x

Freie Syrische Armee x

Taliban x

Boku Haram x

Dschundollah x

Ansar al-Scharia x x

Hisbollah x

Hamas x

Huthi 100% (Zaiditen)

Syrien ca. 74 % ca. 2 % ca. 12% ca. 10 %

Saudi-Arabien 12 % ohne Wahhabiten 73% bis 15% 5%

Afganistan 80% 20%

Iran ca. 4% ca. 95 %

Libanon ca. 24% ca 30 % ca. 39 %

Jemen x ca. 65 % ca. 35% (Zaiditen)

Irak ca. 35% ca. 60% ca. 1%

Kurden x x x x
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Die Organisation hat ihren Ursprung im irakischen Widerstand 
und bekannte sich anfangs zu Al-Qaida, von deren Führung sie 
sich etwa Mitte 2013 löste und mit der sie seitdem in zunehmend 
deutlicher Konkurrenzbeziehung steht. Der IS kämpft im syri-
schen Bürgerkrieg gegen die Regierung von Präsident Baschar al-
Assad, aber zugleich auch gegen die Freie Syrische Armee, sowie 
gegen die kurdische Minderheit im Norden des Landes.

Der IS hat das Ziel, ein Kalifat (Gottesstaat) im Nahen Osten 
zu errichten. Und zwar im Gebiet der Staaten Syrien, Irak, Liba-
non, Israel, Palästina und Jordanien. Einige behaupten sogar, 
dieses Kalifat solle die ganze Welt umspannen. Es gelten die 
Gesetze der Scharia.

Der IS gilt als die reichste Terrororganisation der Welt mit einem 
geschätzten Vermögen von zwei Milliarden US-Dollar (Stand Januar 
2015). Bei der Eroberung von Mossul und der Plünderung der dor-
tigen Zentralbank, gelangten im Juni 2014 allein 429 Millionen 
US-Dollar in die Hände der IS. Der IS finanziert sich größtenteils 
über die Einnahmen vom Verkauf des Rohöls aus eroberten Ölfel-
dern. Der IS nimmt Zwangspfändungen bei dem Privateigentum 
von Menschen vor, welche er als Feind einstuft. Der IS verschleppt 
Menschen, welche er als Irrgläubige einstuft. Diese Menschen wer-
den versklavt, verkauft und zur Zwangsprostitution gezwungen.

Eine besonders lukrative Einnahmequelle sind auch Lösegeld-
forderungen die durch die Entführung von syrischen und iraki-
schen Christen und anderer erpresst wurden. Mit gekidnappten 
europäischen Journalisten hat der IS Millionen verdient. 

Zu weiteren Geldquellen gehören auch noch Kulturraub, die 
Erhebung von Zöllen, Einkommensteuer und zahlreiche andere 
Aktivitäten. 

4.2 Al-Qaida

Al-Qaida ist ein loses, weltweit operierendes Terrornetzwerk 
sunnitischer islamistischer Organisationen. Der Name bedeutet 
„die Basis“. Al-Qaida wurde im August 1988 am Ende des Afgha-
nistankrieges gegründet.

Der saudi-arabische freiwillige Kämpfer Osama Bin Laden 
plante damals, diejenigen arabischen jungen Männer, die am 
Kampf gegen die Sowjetunion teilgenommen hatten und nun 
führungslos waren, in einer neuen Organisation aufzufangen. Die 
Organisation hatte anfänglich keine genau definierten Ziele. 

Mitte der 1990er Jahre haben sich Bin Laden und seine 
Gefolgsleute mit der ägyptischen Jihad-Organisation unter dem 
heutigen Al-Qaida-Chef Aiman az-Zawahiri verbündet.

Erklärtes Ziel der Al-Qaida ist die Errichtung eines alle islami-
schen Länder und Gebiete umspannenden Gottesstaats für alle 
„Rechtgläubigen“. Die zwischenzeitlichen Ziele bestehen darin, 
die westlichen Staaten zu bekriegen, von denen die Organisation 
annimmt, dass diese eine weltweite antiislamische Verschwörung 
anführen, sowie die Vernichtung Israels herbeizuführen.

Die Al-Schabab gilt spätestens seit dem Treueschwur 2012 als 
regionaler somalischer Ableger von Al-Qaida.

4.3 Al-Nusrah Front

Die Al-Nusra-Front ist eine dschihadistisch-salafistische Orga-
nisation in Syrien. Sie ist eine Al-Qaida zugehörige Gruppe, 
die im syrischen Bürgerkrieg gegen die Regierung Baschar 
al-Assads, aber auch gegen Teile der Freien Syrischen Armee 
und kurdische Volksverteidigungseinheiten kämpft. Der Name 
bedeutet: “Unterstützungsfront für das syrische Volk“.

Zu den erklärten Zielen der Nusra-Front gehört nach der 
Beseitigung des Assad-Regimes die Errichtung eines am Salafis-
mus orientierten sunnitischen Islamischen Staates, und somit 
letztlich eines Kalifats

Zu den Geldgebern der Nusra-Front gehören vor allem Al-Qaida 
im Irak und salafistische Spender aus der Golfregion. Allein aus 
Katar wurden bis Juni 2013 bis zu einer Milliarde Euro investiert.

Obwohl die beiden Al-Qaida Ableger IS und Al-Nusrah Front 
einen sunnitischen Islamischen Staat und damit letztlich ein 
Kalifat errichten wollen, kam es im Frühjahr 2014 zu massiven 
Kampfhandlungen gegeneinander. 

4.4 Freie Syrische Armee

Die Freie Syrische Armee ist eine vom Großteil der sunniti-
schen Bevölkerungsmehrheit Syriens getragene bewaffnete 
Oppositionsgruppe.

Die Freischärler geben als Ziel den Schutz von Zivilisten und den 
Sturz der syrischen Baath-Regierung unter Baschar al-Assad an.

4.5 Taliban

Die Taliban-Bewegung entstand in den frühen 1990er Jahren 
als Organisation paschtunisch-afghanischer Flüchtlinge in Paki-
stan. 1994 eroberte sie weite Teile Afghanistans.

Ziel der Taliban ist die Einführung und Durchsetzung des isla-
mischen Rechts nach der Vorstellung des sunnitischen Islam 
in Afghanistan. Die Taliban riefen 1996 das Islamische Emirat 
Afghanistan aus, welches bis 2001 existierte.

4.6 Hisbollah

Hisbollah bedeutet die „Partei Gottes“. Als schiitische Partei ist 
die Hisbollah seit 1992 in der libanesischen Nationalversamm-
lung vertreten. Zur Partei gehört auch die Miliz der Hisbollah.

Die Hisbollah entstand ab 1982 durch den Zusammenschluss 
verschiedener schiitischer Widerstandsgruppen gegen die dama-
lige militärische Invasion Israels im Libanon. 

An der Spitze der Hisbollah stehen geistliche Gelehrte. Als 
oberste Autorität in Glaubensfragen wird der Revolutionsführer 
der Islamischen Republik Iran anerkannt. 

Der Generalsekretär der Hisbollah ist gleichzeitig der Oberbe-
fehlshaber der Hisbollah Miliz. 

Die Hisbollah sieht sich als Gemeinschaft aller schiitischen 
Muslime. Das Ideologische Ziel ist die Errichtung eines Islami-
schen Staates im Libanon nach dem iranischen Vorbild. 

Die Hisbollah kann durchaus als Staat im Staat bezeichnet wer-
den. Sie baute in großen Teilen des Libanon staatliche Struktu-
ren aus. Sie unterhält Schulen, Krankenhäuser, Waisenhäuser und 
kontrolliert sogar den Straßenverkehr. Die Hisbollah dominiert 
das öffentliche Leben in diesen Gebieten und ist nicht nur bei 
den Schiiten, sondern auch bei Bevölkerungsschichten anderer 
Religionen populär. Sie wird von weiten Teilen der Bevölkerung, 
nicht nur bei Muslimen, als Schutzmacht gegen Israel angesehen. 

Die Hisbollah wird von Syrien und dem Iran unterstützt.  
Israel, die USA und Kanada stufen die gesamte Hisbollah als 
Terrororganisation ein, die EU und Australien hingegen ledig-
lich die Miliz. 

4.7 Arabische Republik Syrien

Syrien mit der Hauptstadt Damaskus ist ein Staat in Vorder-
asien und Teil des Maschrek. Syrien grenzt im Süden an Israel 
und Jordanien, im Westen an den Libanon und das Mittelmeer, 
im Norden an die Türkei und im Osten an den Irak. 

Syrien ist eine Republik mit einem gemischt präsidial-parla-
mentarisches Regierungssystem. Die Amtssprache ist Arabisch. 

Derzeit ist der Alawit Baschar al-Assad von der Baath-Partei 
Staatspräsident. 
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Mit rund 185.000 Quadratkilometern ist Syrien ungefähr halb 
so groß wie Deutschland, hat aber nur ca. 20.960.000 Einwoh-
ner. Von diesen sind seit dem Konflikten ca. 4 Millionen ins 
Ausland geflüchtet (Stand 6/2015)

Etwa 74 Prozent der Bevölkerung sind sunnitische Muslime, 
deren Glaubensverständnis regional unterschiedlich ist. Noch 
in den 1980er Jahren trug nur eine Minderheit der Frauen in 
Damaskus das Kopftuch; 2006 hingegen trug es die Mehrheit.

Alawiten (Nusairier) machen etwa 12 Prozent der Gesamtbe-
völkerung aus. Viele Militäroffiziere und ein großer Teil der herr-
schenden politischen Elite entstammen heute der alawitischen 
Religionsgemeinschaft, der auch die Familie Assad angehört. 

Die restlichen Schiiten sind mit zwei Prozent in Syrien eine 
kleine, wenig einflussreiche Minderheit. Hinzu kommt noch ca 
1 % Drusen, welche eine schiitische Abspaltung sind. Etwa zehn 
Prozent der Bevölkerung sind Christen verschiedener Konfes-
sionen. Nicht nennenswert sind die wenigen Tausend Jesiden, 
welche den Kurden zugerechnet werden. Die genaue Anzahl der 
Juden ist unbekannt, im Jahr 1978 waren es noch ca. 4500.

4.8 Saudi-Arabien

Das Königreich Saudi-Arabien mit der Hauptstadt Riad liegt auf der 
Arabischen Halbinsel und hat Zugang zum Roten Meer und den Per-
sischen Golf. Saudi-Arabien ist eine absolute Monarchie. Staatsober-
haupt und zugleich Premierminister ist Salman ibn Abda al-Aziz.

Das Land hat eine Fläche von 2.149.690 km mit ca. 29.994.00 
Einwohnern. Im Human Development Index 2013 ist Saudi-Ara-
bien auf Platz 34 aufgeführt. 

Saudi-Arabien ist die größte Volkswirtschaft im arabischen Raum. 
Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) betrug im Jahr 2014 ca. 746,8 Mrd. 
Der Beitrag des Öl- und Gassektors zum BIP liegt mit 50 % trotz der 
Diversifikationsbemühungen weiterhin auf einem hohen Niveau und 
ist für 85 % der Staatseinnahmen verantwortlich. Der geschätzte 
Haushaltsüberschuss Saudi-Arabiens betrug im Jahre 2014 7,4% des 
BIP. Im Jahr 2015 wird der Haushalt des Landes aufgrund des Preis-
verfalles beim Öl jedoch voraussichtliche ein Defizit ausweisen. 

Die Haupt- und Staatsreligion ist der Islam der hanbaliti-
sche Schule in seiner wahhabitischen Prägung, dem 73 % der 
Bevölkerung angehören. Andere Sunniten stellen 12 % der 
Bevölkerung dar, Schiiten etwa 10 bis 15 Prozent. Im Jahre 
2012 bezeichneten sich bei einer Umfrage von Gallup 19 % der 
befragten Saudi-Araber als „nicht religiös“ und weitere 5 % als 
„überzeugte Atheisten.

4.9 Afghanistan

Nach Jahren des Krieges gegen die Sowjetunion ergriffen im 
Jahr 1996 die Taliban die Macht in Afghanistan. Die Taliban rie-
fen 1996 das Islamische Emirat Afghanistan aus.

Nach den Terroranschlägen der Al-Qaida am 11.09.2001 
bekämpften die USA mit ihren Verbündeten die Taliban, da sie 
Terrororganisationen Unterschlupf gewährten. 

Das Land ist seit 2004 eine islamische Republik. Diese Repub-
lik kann derzeit nicht als stabil angesehen werden. Immer wie-
der erschüttern Anschläge der Taliban das Land, in welchem 
sich mehr als 40 Länder an dem Wiederaufbau beteiligen. 

Über 99,9 % der Bevölkerung sind Muslime, davon etwa vier 
Fünftel Sunniten und ein Fünftel imamitische Schiiten. 

4.10 Irak

Die heutige Republik Irak entstand nach dem Irakkrieg von 2003 
- 2011, welcher die Absetzung und Festnahme des damaligen 
sunnitischen Staatspräsidenten Saddam Hussein zur Folge hatte. 

Der Irak hat ein Staatsgebiet von 434.128 km² und ca. 35.9 
Millionen Einwohner. Ca. 60 % der irakischen Bevölkerung 
ist Schiitisch, ca. 35 % sind Sunniten. Christen, Jesiden und 
andere Religion machen ca. 3 % der Bevölkerung aus. Vor 100 
Jahren betrug deren Anteil noch ca. 25 %. 

Die politische Situation im Irak kann keines Wegs als Stabil 
bezeichnet werden. Das Land ist heute de facto in ethnische Zonen 
geteilt. Im Norden des Landes befindet sich die Autonome Region 
Kurdistan. Ca 55.000 km² befinden sich unter der Kontrolle des IS. 

Zu Zeiten des sunnitischen Ex-Diktators wurde die schiitische 
Bevölkerungsmehrheit diskriminiert und unterdrückt.

Derzeit ist ein Schiite Ministerpräsident im Irak. Seit dem 
Truppenabzug der USA im Jahre 2011 gibt es offene Ausein-
andersetzungen zwischen der schiitischen Regierung und den 
sunnitischen Parteien. Besonders in letzter Zeit gibt es wieder 
vermehrt Terroranschläge sunnitischer Gruppen. In Teilen des 
Iraks herrschen bürgerkriegsähnliche Zustände. 

4.11 Kurden 

Die genaue Herkunft des kurdischen Volkes ist nicht geklärt. 
Im Mittelalter wurde der Begriff “Kurd” für Nomadenstämme 
benutzt, die weder Araber noch Türken waren. Sie hatten im 
westlichen Taurusgebirge sowie den östlichen Ausläufern der 
Zagrosberge ihre Heimat. Dieses Kurdengebiet ist sehr gebirgig 
und schwer zugänglich, allerdings existieren dort auch Erdöl-
vorkommen sowie große Wasservorräte. Das machte und macht 
die Gegend auch für die Nachbarvölker interessant. Auch geo-
grafisch lässt sich Kurdistan nicht genau definieren. Das Sied-
lungsgebiet wird nicht nur von Kurden, sondern auch von vie-
len anderen Ethnien bevölkert, ebenso leben viele Kurden auch 
außerhalb der kurdischen Gebiete. Eine Karte Kurdistans, die 
von allen Völkern der Region akzeptiert würde, existiert nicht.

Selbst über die Bevölkerungsanzahl gibt es keine genauen Anga-
ben. Ein Großteil der Kurden lebt heute in der Türkei, im Iran und 
im Irak, aber auch in Armenien, Aserbaidschan und Syrien gibt es 
kurdische Minderheiten. Offizielle Zahlen existieren nicht bezie-
hungsweise stehen unter Manipulationsverdacht. Die Schätzungen 
variieren zwischen 20 und 40 Millionen. Eine einheitliche kurdi-
sche Sprache gibt es nicht. Es gibt drei Hauptgruppen, die mitein-
ander verwandt, aber dennoch sehr verschieden sind.

Trotz fehlender einheitlicher Sprache und genau umrisse-
ner Grenzen haben die Kurden im Laufe der Jahrhunderte eine 
eigene Identität entwickelt. Diese beruht einerseits auf den his-
torischen Wurzeln im nomadischen Stammeswesen, andererseits 
auf der Unterdrückung und Fremdherrschaft, denen sie immer 
wieder ausgesetzt waren und noch sind.

So vielfältig und komplex wie die kurdische Geschichte, Kultur 
und Sprache ist auch die Religionszugehörigkeit der Kurden. Eine 
Kurdische Religion gibt es nicht, dennoch ist der yesidische Glauben 
ehemals die Ursprungsreligion der Kurden. Heute stellen die Yezi-
den eine religiöse Minderheit unter den mehrheitlich im Verlauf der 
Jahrhunderte zum Islam konvertierten Kurden dar. Kurden gehören 
im Bereich des Islam nahezu alle Richtungen und Strömungen und 
auch weiteren hier nicht genannten Religionen an. 

Im Norden des Iraks gibt es die autonome Region Kurdistan. Diese 
grenzt an Syrien. Sie hat eigene Streitkräfte, die Peschmerga. Dieser 
Begriff bedeute „Die dem Tod ins Auge Sehenden“, und er existiert 
seit den 1880er Jahren. Als Peschmerga bezeichnen sich auch die 
bewaffneten Einheiten der politischen Parteien Komalah und PDK 
im Iran, wie auch mehrerer kurdischer Parteien in Syrien.

Auch die kurdische Arbeiterpartei PKK engagiert sich militärisch 
in Syrien und kämpft hier hauptsächlich gegen den IS. Besonders 
verwirrend ist hier die Tatsache, dass die Freie Syrische Armee von 
Kurden unterstützt wird, aber dennoch gegen die PKK kämpft. 
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5. Fazit 

Die Glaubensstreitigkeiten, insbesondere in den verschiedenen 
Strömungen im Islam, sind in nahezu allen Fällen mit ursächlich 
für die Konflikte im Nahen Osten, Afrika und auch der ganzen 
Welt. Heute spielt nicht die Vorherrschaft über das Öl und andere 
wirtschaftliche Interessen die große Rolle bei den Konflikten. Nein, 
es ist die Religion. Wirtschaftliche und machtpolitische Bestrebun-
gen werden vor allem durch die Beteiligung der USA, Russland und 
natürlich auch der EU in diese Konflikte hineingetragen. 

Ziel dieser Ausarbeitung ist aber nicht die Erklärung welche 
Interessen bei den Konflikten im Vordergrund stehen, dazu sind 
diese zu mannigfaltig. Ziel ist es vielmehr aufzuzeigen, wie die 
religiösen Zugehörigkeiten der einzelnen Konfliktparteien zusam-
mengesetzt sind. Anhand des Konflikts in Syrien sind die beiden 
religiösen Blöcke der Schiiten und Sunniten gut zu erkennen. 

In Syrien steht auf der einen Seite die schiitische-alawitische 
Regierung des Staatspräsidenten von der Baath-Partei. Dieser wer-
den vom mehrheitlich schiitischen Iran und der schiitischen Hisbol-
lah unterstützt. Zu den nicht schiitischen Unterstützern Assads zäh-
len Russland, welche sich in Syrien auch militärisch engagieren, und 
Nordkorea, welche derzeit in Syrien nicht militärische aktiv sind. 

Auf der sunnitischen Seite befindet sich eine Vielzahl auf-
ständischer Gruppen. Die bedeutendsten sind hier die Freie 
Syrische Armee und die Al-Nusrah Front. Diese verschieden sun-
nitischen Gruppen verfolgen alle zusätzlich individueller Ziele 
und bekämpfen sich auch gegenseitig. Einig sind sie sich jedoch 
in der Bekämpfung des schiitischen Baschar al-Assad und sei-
ner Unterstützer. Unterstützt werden sie von dem sunnitisch / 
wahhabitischen Saudi-Arabien, welches zumindest offiziell nur 
mit Waffen und Geldmitteln hilft.

Für das sunnitische Saudi-Arabien ist jedoch der wichtigste 
Grund der Einmischung, dass der schiitische Iran keine Macht 
in Syrien erhält, da der Iran und Saudi-Arabien in der gesamten 
Region um die Vorherrschaft konkurrieren. Dieser sunnitische 
Block wird von den USA aktiv unterstützt. Die USA sind schon 
lange mit Saudi-Arabien verbündet und mit dem Iran verfeindet.

Der IS wird in dieser – Blockbildung außer Acht gelassen, da 
jede Seite – egal ob sunnitisch oder schiitisch den IS bekämpft, 
oder zumindest nicht unterstützt, was aber auch kurzfristige 
Kooperationen nicht ausschließt.
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DIE KRIMINALPOLIZEI IM BLICKFELD DER GOETHE-UNIVERSITÄT
INTERVIEWPARTNER/INNEN GESUCHT 

ff Was bedeutet es Ihnen persönlich, als Kriminalpolizist/in 
zu arbeiten?
ff Wie fühlt es sich an, als Polizist/in ohne Dienstuniform 
zu arbeiten?
ff Was bedeutet Ihnen die Polizei als Arbeitgeber?

Als Doktorandin der Goethe-Universität Frankfurt, Fachbe-
reich Soziologie, beschäftige ich mich schwerpunktmäßig mit 
diesen Fragen. Ich interessiere mich für berufliche Identifi-
kationsprozesse von Polizist/innen. Hierbei stellt sich mir 
die Frage, ob sich das berufliche Selbstverständnis sowie die 
berufliche Identifikation zwischen Polizist/innen in Uniform 
und Polizist/innen ohne Uniform voneinander unterscheiden. 
Um das herauszufinden, möchte ich natürlich auch Interview 
mit Kriminalpolizist/innen führen.

Sie haben Lust, sich etwa eine Stunde lang mit mir über die 
oben aufgeführten Fragen sowie Ihren Arbeitsalltag zu unter-
halten? Sie arbeiten zudem im Großraum Frankfurt/Main 
oder Berlin?

Dann freue ich mich, wenn Sie sich zur Interessensbekundung 
oder bei Rückfragen per Mail (katharina.kaergel@web.de) 
bei mir melden.

Ich danke Ihnen im Voraus für Ihre Unterstützung, 

Katharina Kärgel
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Morde 1950 bis 2015
Von Birger Antholz, Kriminologe, Hamburg

1. Einleitung

Vollendete Morde stehen als Kapitaldelikt im Zentrum der Pres-
seberichtserstattung über Kriminalität. Morde sind aber auch ein 
verzerrungsfreier Indikator für die Höhe der Kriminalität einer 
Gesellschaft. 68% der Bundesbürger sagen bei einer aktuellen 
Befragung, dass sich die Sicherheitslage in den vergangenen zwei 
bis drei Jahren eher oder stark verschlechtert habe. Die Medien 
gehen ähnlich „nach der steigenden Zahl von Gewalttaten und 
der wachsenden Brutalität“ von einem zunehmenden Kriminali-
tätstrend aus (Welt 22.10.2016). Ob die Kriminalität sich tatsäch-
lich so dramatisch entwickelt, könnte mit einem Blick auf die 
zeitliche Entwicklung des Indikators Mord überprüft werden. Im 
Folgenden soll der Frage nachgegangen werden: wie hat sich die 
Anzahl der Mordfälle 1950 bis 2015 entwickelt?

Für die nachfolgende Zeitreihe werden die Mordzahlen 1950 
bis 1990 auf Basis von Westdeutschland inklusive West-Ber-
lin aufgestellt. Grundlage ist die Polizeiliche Kriminalstatistik 
PKS, die es seit 1953 gibt. D.h. es werden die Morde nach der 
Polizeistatistik und nicht nach anderen Quellen aufgestellt. Es 
werden vollendete Morde und Totschläge erfasst, d.h. Versuche 
sind ausgeklammert. Die Einbeziehung von Kindestötungen 
(innerhalb der ersten 24 Stunden) startet nach einer Gesetzes-
änderung ab 1999. Ab 1991 erfolgt die Einbeziehung der Fälle 
Ostdeutschlands (bis 1992 unvollständig). 1992-1998 werden 
in der PKS DDR-Grenzmorde mit erfasst. Vollendete Morde und 
Totschläge werden zusammengefasst dargestellt (= vorsätzliche 
Tötungen), auch wenn manchmal vereinfachend nur von Mord 
die Rede ist. Es wird die Anzahl der Fälle dargestellt; die Anzahl 
der Mordopfer wäre 8% höher, ist aber in der PKS 1950-1970 
und 1993 nicht ausgewiesen.

2. Anstieg der Morde 1950 bis 1993

Für die Anzahl der vollendeten Morde und Totschläge erfolgt 
für 1953 die erste Angabe: 325 Fälle. Für die Zeit von 1950 bis 
1952 gibt es in der PKS keine getrennte Angabe für vollendete 
und versuchte Tötungsdelikte, sondern nur zusammengefasste 
Zahlen. 1953 sind es inklusive Versuche und Kindestötungen 
1048 Fälle. Im Jahr 1952 liegt diese Zahl mit 992 ähnlich hoch, 
weshalb es wahrscheinlich 300 Morde in 1952 gibt. Aber 1950 
(1639 Fälle) und 1951 liegt diese mit 1754 Fällen erheblich 
höher. Das lässt vermuten, dass 1950 500 und 1951 550 vollen-
dete Mord und Totschläge in der Polizeistatistik erfasst werden. 
Noch einmal die Anfangsjahre im Überblick: 1950 500 Morde, 
1951 550 Morde, 1952 300 Morde, 1953 325 Morde. 

Weil die erste offizielle Angabe der Polizei über Morde die 
Zahl 325 Morde für 1953 ist und sich dieses 300er Mord-Niveau 
die ganzen 1950er Jahre hält, könnte man annehmen, dass 
die Anfangsjahre nach dem 2. Weltkrieg durch wenige Morde 
gekennzeichnet sind. Das stimmt aber nicht. Wie die Angaben 
über Ostdeutschland 2208 Morde in 1946 (Wirth/Kroll: Mordun-
tersuchung in der DDR, 2014, S. 18) und 941 in 1947 zeigen, 
lag die Mordanzahl direkt nach dem 2. Weltkrieg viel höher. 
Von August 1945 bis Ende 1946 werden alleine in Berlin 641 

Menschen ermordet (Berliner Zeitung 9.5.2009). Vermutlich lag 
die Zahl Ermordeter 1945 (nach dem Kriegsende am 8. Mai), 
1946 und 1947 bei mehreren Tausend pro Jahr in Westdeutsch-
land. Erst nach dem Hungerwinter 1946/47 kommt es zu einem 
schnellen Rückgang. Die angedeuteten Angaben der westdeut-
schen PKS von 1950 und 1951 mit über 500 Morden im Jahr 
zeigen das höhere Mordniveau der Nachkriegszeit. Erst 1953 ist 
nach einem steilen Rückgang 1948-52, der für Ostdeutschland 
dokumentiert ist (Statistisches Jahrbuch der DDR 1957, S. 82), 
ein tiefes Nachkriegsniveau erreicht. 

Anfang der 1960er beginnt ein Anstieg, der zuerst 1963 zu 
mehr als 400 Mordfällen führt. Die Morde und Totschläge steigen 
ab 1965 (482 Fälle) steil an. Wie bei der Gesamtkriminalität ist 

Tabelle 1: 
Vollendete Fälle Morde und Totschläge 
1953-2015

1953 325 1969 662 1985 866 2001 868

1954 390 1970 779 1986 893 2002 914

1955 371 1971 666 1987 830 2003 820

1956 332 1972 779 1988 785 2004 809

1957 326 1973 752 1989 800 2005 804

1958 330 1974 789 1990 743 2006 727

1959 354 1975 862 1991 1032 2007 692

1960 355 1976 859 1992 1141 2008 656

1961 382 1977 749 1993 1468 2009 628

1962 397 1978 819 1994 1351 2010 601

1963 442 1979 755 1995 1343 2011 614

1964 471 1980 833 1996 1224 2012 538

1965 482 1981 914 1997 1158 2013 531

1966 534 1982 935 1998 958 2014 555

1967 599 1983 873 1999 1005 2015 565

1968 539 1984 882 2000 960

Anmerkungen: Vollendete Fälle Mord und Totschlag (ab 1999 
durch Gesetzesänderung inklusive Kindestötungen); 1950-1990 nur 
Westdeutschland und Westberlin; ab 1991 Gesamtdeutschland (1991 
und 1992 unvollständig). 1992-1998 tritt Überhöhung durch Her-
einnahme der 421 DDR-Grenztoten in die Polizeiliche Kriminalstatis-
tik auf, die die Fälle 1993-1997 jährlich um ca. 80 erhöhen.

Quelle: 1953-1989 aus PKS 1989, 194, z.T. mit PKS Jahresbänden 
gegenkontrolliert. 1990-2015 PKS laufende Jahrgänge, PKS Schlüssel 
100 + 200, später 010000 + 020000, Tabelle Mord und Totschlag, Häu-
figkeitszahlen in den Ländern, vollendete Fälle. 2006 ist die Angabe 
in dieser Tabelle mit 804 falsch, ebenso falsch ist für 2011 die Angabe 
586. Richtig wären nach der Tabelle Anteil der Versuchshandlungen 
bzw. des Tabellenanhangs 727 bzw. 614. Für graphische Zeitreihen 
benutzt das BKA im Jahrbuch bis PKS 2015 diese falschen Angaben.
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der Anstieg von 1968 zu 1970 besonders stark. Von 539 Morden 
in 1968 springt die Fallzahl auf 779 nur zwei Jahre später. Das 
ist ein Anstieg um 45% in zwei Jahren. Wenn man in der Gesell-
schaft eine dramatische Zunahme der Kriminalität problemati-
sieren will, dann ist eine der relevantesten Zeiten 1968 und die 
direkte Zeit danach. Die 1968 Studentenrevolte und der damit 
verbundene Wertewandel führen zu einem weiteren Anstieg bis 
1975 auf 862 Mordfälle. 1971 gibt es zwar eine Delle nach unten, 
die aber künstlich entsteht, weil 1971 auf eine Ausgangsstatistik 
umgestellt wird. Bis 1970 gibt es eine Eingangsstatistik. D.h. alle 
Fälle des Jahres 1970 stehen in der PKS 1970. Die Fälle des Jah-
res 1971 werden erst nach Abschluss der Ermittlungen, also bei 
Abgabe der Akten an die Staatsanwaltschaft in der Polizeistatis-
tik registriert. Das kann bei Morden durchaus das Jahr 1972 sein. 
Deswegen liegt die PKS-Fallzahl 1971 zu niedrig. 

Die Mordfälle steigen nach 1975 bis 1982 weiter an. Mit 935 
Morden ist 1982 der Höhepunkt in Westdeutschland vor der 
Wiedervereinigung erreicht. In den 1980er Jahren stagniert die 
Mordrate ähnlich wie die Gesamtkriminalität auf einer Höhe 
von 800-900 Fällen. 1990 gibt es mit der Wiedervereinigung 
einen Knick nach unten. Aus einer Fußnote in der PKS 1990 ist 
zu entnehmen, dass die Berliner Mordfälle Erfassungsschwie-
rigkeiten bereiten, so dass der Tiefpunkt 1990 zu einem Teil 
künstlich durch eine Unterfassung in Berlin entsteht. 

Mit der Wiedervereinigung springt die Kriminalität nach 
oben. Von 743 Mordfällen im Jahr 1990 verdoppelt sich die Fall-
zahl auf 1468 Fälle in 1993. Durch die zusätzlichen DDR-Bürger 
nimmt die Bevölkerung um 17 074 200 Personen um 27% zu 
(PKS 1993, S. 15; 1990 West zu 1991 Gesamt). Gleichzeitig ist 
der Anstieg bei den Mordfällen 98%; um 725 Fälle von 1990 
bis 1993. Die fünf neuen Bundesländer und Berlin verursachen 
1993 36% aller vollendeten Morde und Totschläge, stellen aber 
nur 22% der Bevölkerung (PKS 1993, S. 35, 119). Auch wenn 
die Explosion beim Mord und Totschlag in den Jahren nach der 
Wiedervereinigung zum Teil mit weiteren Sonderfaktoren (Asy-
lanten, Aussiedler, Grenzöffnung, DDR-Grenztote) erklärbar ist, 
sind die DDR-Menschen ein Bevölkerungszuwachs, der kriminell 
hochbelastet ist. Dass ausgerechnet die Ostdeutschen, die die 
Mordkriminalität nach der Wiedervereinigung wie man am Gra-
phen erkennen kann regelrecht nach oben katapultiert haben, 
jetzt die Flüchtlinge von 2015 thematisieren, ist angesichts der 
eigenen Historie unangebracht. Für 2014 zu 2015 kann man die 
Entwicklung wie bei internationalen Vergleichen üblich anhand 
der Mordopferzahlen verfolgen. Diese sind von 2014 zu 2015 
von 624 auf 589 vollendete Mord- und Totschlagopfer gefallen. 
Weil gleichzeitig 890 000 Flüchtlinge zugewandert sind, kann 
man sagen, dass die Flüchtlinge zu keiner Erhöhung der Morde 
und Totschläge in Deutschland geführt haben. 

3. �1993 bis 2015 unerwarteter starker  
Rückgang der Morde

Nach dem die Kriminalität bei Mord und Totschlag von 1953 
von 325 auf 1993 1468 Fälle 40 Jahre angestiegen ist, hätte 
man vermuten können, dass der Trend immer so weiter geht. 
Dass die Gesellschaft immer krimineller und gefährlicher 
wird, vermutet die Öffentlichkeit bis heute. Tatsächlich gibt 
es aber 1993 deutschland- wie weltweit eine Wende. Die Kri-
minalität fällt. Innerhalb von zwanzig Jahren kommt es zu 
einer Kriminalitätshalbierung. Auch die Anzahl der Morde 
geht zurück. Wie man am Graphen in Abbildung 1 erkennen 
kann, ist gerade der erste Rückgang von 1468 Mordfällen in 
1993 auf nur 958 in 1998 gewaltig. 

Der Rückgang geht aber weiter; 2001 werden das erste Mal 
900 unterschritten, 2006 fällt die Marke unter 800, 2007 
unter 700 und 2012 unter 600 Mordfälle. In 2015 gibt es noch 
565 Fälle von vollendetem Mord und Totschlag in Deutschland. 
Die PKS-Zahlen zum 1. Halbjahr 2016 von Berlin deuten an, 
dass 2016 die Anzahl der Morde in Deutschland auch inklusive 
des Berliner Attentates auf dem Niveau von 2012-2015 von 
rund 550 Fällen liegen wird. Gegenüber dem Jahr 1993 von 
knapp 1500 Fällen ist das ein Rückgang auf grob ein Drittel 
der Ausgangsmenge. In Prozenten beträgt der Rückgang 1993 
bis 2015 62%. Die Kriminalität hat sich nach dem wichtigen 
Indikator vollendete Tötungen stark reduziert. 

Von daher sind die eingangs zitierten Pressemitteilungen 
eines Trends zu immer mehr Brutalität und Gewalt komplett 
falsch. Gegenüber 1993 hat sich die Brutalität und Gewalt 
beim Spitzendelikt Mord in den letzten zwei Jahrzehnten 
sehr stark verringert. Dass die Medien wie eingangs angeführt 
von einer Zunahme der Gewalt schreiben, ist angesichts eines 
Mord-Rückganges von 1993 bis 2015 auf fast ein Drittel des 
Ausgangsniveaus eine Verdrehung der Tatsachen. In der am 
Anfang zitierten Befragung wird die Bevölkerung zur Ein-
schätzung der Kriminalitätsentwicklung in den letzten zwei 
bis drei Jahren gefragt und vermutet eine Verschlechterung 
der Sicherheitslage. Diese Einschätzung ist falsch; in den letz-
ten drei Statistikjahren 2011-14 vor dieser Umfrage gehen 
die Mordfallzahlen von 614 auf 555 zurück. Der Rückgang der 
Mordfälle von 1993 1468 auf 2015 nur noch 565 um 62%, der 
auch inklusive des Berlin-Attentates im Jahr 2016 in seiner 
Größenordnung Bestand haben dürfte, ist ein beeindrucken-
der Kriminalitäts- und Gewaltrückgang, der von den Medien 
allerdings umgekehrt verbreitet und deshalb von der Bevölke-
rung falsch rezipiert wird. 
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 

 
           


        

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Mord (Fälle, vollendete, inklusive Totschlag, bis 1990 Westdeutschland)




         
           
        
          




      
      
      


        
          




 

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
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









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Vergleich der Veränderung der Kriminalität bei Mord und Totschlag 
1990-1993 durch DDR-Zuwachs und 2014-2015 durch Flüchtlinge
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Handschuhspuren
Ein oft genutzter  

Schutzartikel rückt in den 
Fokus der kriminaltechnischen 

Untersuchung

Von Dipl. Ing. Matthias Braune, Sachverständiger für Technische Formspuren im LKA Bremen

Fortsetzung der Ausgabe 4/2016

3.2. Lederhandschuhe

In diesem Materialgebiet werden Glatt- wie auch Raulederhand-
schuhe zusammengefasst. Anhand des Narben- und Porenbildes 
in der Lederoberfläche, lassen sich Lederarten grundsätzlich 
unterscheiden, wenn diese im Abdruck sichtbar werden. 

Durch die in den letzten Jahren verfeinerten Herstellungstech-
niken, zählen nun auch die gepressten bzw. geprägten Lederwaren 
dazu. Die Lederhersteller versuchen mittlerweile vermehrt durch Prä-
gen minderwertiger Lederschichten hochwertige Lederoberflächen 
zu erzeugen. Der bisherige Grundsatz „Leder ist immer einmalig“, 
welcher auch für Handschuhe galt, ist meiner Ansicht nach, zumin-
dest für Massenhandschuhe inzwischen überholt. Hier ist der Sach-
verständige gefordert, nähergehende Informationen zu ermitteln.

Da Lederhandschuhe jedoch aus Einzelteilen vernäht wer-
den müssen, wobei es dabei zu unterscheidbaren Nahtstellen 
und Oberflächenpartien kommt, ergibt sich hier jedoch immer 
noch eine gute Identifizierbarkeit. Es sei auch erwähnt, dass 
selbst Spuren von Raulederhandschuhen ohne Weiteres einem 
bestimmten Handschuh zugeordnet werden können, auch wenn 
aufgrund der eher unstrukturiert anmutenden Oberflächen eine 
Identifizierung erst einmal verwegen erscheinen sollte. Ver-
suche mit kurzflorigen Handschuhoberflächen ergaben hier 
erstaunliche Ergebnisse.

3.3. Tauchformenhandschuhe

Zu diesen Handschuhen zählen die Einmal- und Haushaltshand-
schuhe, die durch Tauchverfahren hergestellt werden. 

Im Klartext bedeutet dies, dass Tauchformen (meist aus Kera-
mik nachgebildete Hände) in Bäder mit flüssigem Kautschuk, 
Nitril oder Vinyl getaucht und anschließend ausgehärtet werden. 

Durch Gespräche mit ausländischen Herstellern konnte ich in 
Erfahrung bringen, dass die Oberfläche jeder einzelnen Tauch-
form einmalig ist und sich zudem die Tauchformen durch che-
mische Prozesse während hintereinander ablaufender Herstel-
lungsprozesse immer weiter verändern, was für den Beweiswert 
einer mit solchen Handschuhen gelegten Spur, im Gegensatz zu 
vorherigen Annahmen, große Auswirkungen hat. 

Einmalhandschuhe sind zwar noch immer Massenware, der 
individuelle Charakter hat sich jedoch mit den neuen Erkennt-
nissen um ein Vielfaches erhöht, so dass bei üblichen Verfah-
rensweisen und Produktionsmengen nur in ca. jedem einhun-
dertsten Pappkarton mit 100 Handschuhen ein nahezu gleicher 
Handschuh zu finden sein dürfte. Dies lässt sich daraus ablei-
ten, da es Produktionslinien gibt, die mit rund 10.000 Tauch-
formen pro Maschine bestückt sind und max. 20.000 oberflä-
chengleiche Handschuhe über einen Zeitraum von 2 Jahren 
herstellen können (Gesamtproduktion einer Anlage in dieser 
Zeit also ca. 200 Millionen Handschuhe), bis alle Tauchformen 
ausgetauscht werden müssen. 

Würde man allein mit den Produktionszahlen der zwei größ-
ten malaysischen Hersteller mit einer Gesamtproduktions-
menge von ca. 121.2 Billionen Tauschformenhandschuhen in 
zwei Jahren rechnen, würde die Möglichkeit bzw. Häufigkeit 
zwei oberflächenmustergleiche Handschuhe gleichzeitig vorlie-
gen zu haben im mehrfachen Millionenbereich liegen. Dabei ist 
die Veränderung der Tauchformen durch chemische Einwirkung 
noch nicht einmal berücksichtigt. 

Um hier jedoch genauere und verlässliche Wahrschein-
lichkeitswerte festlegen zu können, bedarf es weiterer 

Abb.5 : Tauchformenhandschuh Abb.6 : Endgliedabdruck eines 
Einmalhandschuhes
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Untersuchungen und Erhebungen aus den asiatischen Produk-
tionsstätten unter Berücksichtigung der Zulieferwege nach 
Deutschland bzw. Europa. 

Die Zuordnung zwischen einer Spur und einem vorliegenden 
Handschuh erfolgt grundsätzlich über die Oberflächenstruktur. 
Bei Einmalhandschuhen aus Nitril kommt jedoch noch eine wei-
tere Komponente hinzu. Durch die üblicherweise sehr enge und 
zudem manuell durchgeführte Verpackungsweise, bilden sich in 
der Nitrilschicht Knicke, die an vielen Stellen auch noch beim 
Aufziehen auf die Hand sichtbar sind. Diese individuellen Kni-
cke bilden sich auch in mit diesen Handschuhen erzeugten Spu-
ren ab und können zur Identifizierung herangezogen werden. 

Bei Untersuchungen von Spuren die mit Vinylhandschuhen 
erzeugt wurden ist aufgefallen, dass das sehr weiche und dünne 
Handschuhmaterial sogar die Papillarlinien durchdrücken lässt 
und somit auch daktyloskopische Untersuchungen möglich 
sind. Eigene Versuche in Zusammenarbeit mit der Daktylosko-
pie, führten hierbei zu Identifizierungen des Verursachers.

Zu den Tauchformenhandschuhen zählen auch die soge-
nannten Reinigungs- und Haushaltshandschuhe. Die Her-
stellung erfolgt wie bei den Einmalhandschuhen, nur ist die 
Beschichtung durch wiederholte Tauchvorgange dickwandiger. 
Wer denkt, dass Täter niemals derartige Handschuhe bei der 
Tatausführung tragen, dem sei gesagt, dass er sich irrt. Spu-
renbilder von Haushaltshandschuhen gehören in der polizei-
lichen Praxis zur Normalität.

Haushaltshandschuhe weisen üblicherweise einen besseren Halt 
oder im Fachjargon ‚Grip‘ auf, der durch die besondere Profilierung 
der Griffflächen erreicht wird. Die Oberflächenstruktur ist darü-
ber hinaus auch sehr widerstandsfähig, was für den forensischen 
Sachverständigen jedoch einen Nachteil darstellt, da gebrauchs-
bedingte Oberflächenveränderungen oftmals unterbleiben und das 
Ausbilden einer individuellen Struktur erschwert wird.

Neben den Haushaltshandschuhen gibt es auch spezielle Che-
mieschutzhandschuhe, die nach gleicher Herstellungsweise pro-
duziert werden. Hier werden jedoch andere Handschuhmaterialien 
wie z.B. Chloropren-, Butyl- oder Fluor-Kautschuke verwendet, die 
im Detail andere Oberflächenstrukturen aufweisen können.

3.4. Getauchte Textilhandschuhe

Neben den unter 3.1 genannten reinen Textilhandschuhen, gibt es 
Textilhandschuhe die mit speziellen Beschichtungen versehen wer-
den, um verschiedene Eigenschaften (z.B. Greifverhalten, Bestän-
digkeit, Sicherheit) zu verbessern. Neben Handschuhbeschich-
tungen aus Naturkautschuk gibt es auch diverse Kunststoffüber-
züge für die unterschiedlichsten Handschuharten. Sie reichen von 
tauchbeschichteten Textilhandschuhen mit Überzügen aus Nitril, 
PU, PVC, PVA, Vinyl, Butyl, Fluor und Chloropren.

Je nach Materialdicke und Beschichtungsweise, ergeben sich 
in Kombination mit dem Textilliner einmalige Handschuho-
berflächen. Bei sehr dünnwandig beschichteten Handschuhen 
kommt es bei Gebrauch häufig zu trägerabhängigen Rissen der 
Beschichtung und damit wiederum zur Bildung weiterer indivi-
dueller Strukturen.

Um das Grip-Verhalten der Handschuhe zu verbessern, erzeu-
gen viele Hersteller sogenannte mikroporöse bzw. mikrostruk-
turierte Oberflächen. Diese können unter anderem durch auf-
schäumende Materialien, weitere Tauchvorgänge in strukturer-
zeugenden Chemikalien, physikalische Einwirkungen, Einbin-
den von geringvoluminösen Feststoffen oder auswaschbaren 
Kristallen erzeugt werden.

Jeder so erzeugte Handschuh verfügt über eine individuelle 
Oberflächenstruktur, d.h. jeder dieser Handschuhe ist einmalig 
und so können damit erzeugte Spuren bei guter Darstellung 
auch ohne Weiteres einem bestimmten Handschuh zugeordnet 
werden.

3.5. Noppenhandschuhe

Hierbei handelt es sich in der Regel um Textilhandschuhe die 
partiell mit Kunststoffkleinflächen versehen werden. Die Rede 
ist von so genannten ‚Noppenhandschuhen‘, die im Handel 
unter Garten-, Arbeits-, Grip-, oder Freizeithandschuhen ange-
boten werden. Bei den Noppenhandschuhen werden grundsätz-
lich zwei Herstellungsverfahren unterschieden: 

ff Noppensiebdruck (hier wird auf einen fertigen Textilhand-
schuh noch eine zusätzliche Noppenstruktur durch Sieb-
druckverfahren aufgebracht, siehe Abb. 9) und 
ff Noppengewebedruck (auf Textilbahnen werden Noppen auf-
gebracht, die nach einem Zuschnitt mit anderen Textilflä-
chen zu einem fertigen Handschuh vernäht werden).

Auch diese Handschuhe verfügen über eine einmalige Oberflä-
che bzw. werden durch das Vernähen und damit entstehenden 
besonderen Kantenbereichen zu individuellen Handschuhen.

3.6. Folienhandschuhe

Einmalhandschuhe aus Polyethylen sind für nicht-klinische 
Tätigkeiten gedacht und werden hauptsächlich für den 
Lebensmittelbereich verwendet. Die Herstellung erfolgt durch 
das Übereinanderlegen zweier PE-Folien und anschließendem 
Folienschweißen in Handform mit gleichzeitiger Durchtren-
nung. Für die forensische Arbeit spielen sie jedoch eine eher 
untergeordnete Rolle, da ein Tragen bei der Tatausübung 
äußerst selten ist. Abb.8 : Strickliner mit Nitrilbeschichtung

Abb.9 : Strickliner mit PVC Rundnoppenbeschichtung
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3.7. Multiflächenhandschuhe

Es drängen derzeit immer mehr Handschuhe auf den Markt, 
die auf der Handschuhinnenfläche, Fingerinnenseite oder dem 
Handschuhrücken eine oder mehrere vernähte Flächenwa-
ren aufweisen. Diese Flächen sind oft aus Leder, Kunstleder, 
geprägten Kunststoffen oder Naturkautschuk. Es gibt dabei Flä-
chen, die in die passende Form gegossenen oder gespritzt wer-
den und Flächen, die natürlich gewachsen oder flächengeprägt 
sind und anschließend ein passendes Teilstück aus dieser Flä-
che gestanzt oder geschnitten wird. 

Bei der Beurteilung durch den Sachverständigen sind die 
eben genannten Herstellungsarten zu berücksichtigen, da der 
individuelle Charakter hiervon abhängt. Nicht zu vernachlässi-
gen sind hier jedoch wieder die erzeugten Nähte, da sie in der 
überwiegenden Anzahl freihand erzeugt werden und damit eine 
individuelle Ausprägung beinhalten.

3.8. Zusammenfassung

Das vorher aufgezeigte Bildmaterial gibt nur einen kleinen 
Einblick der auf dem Markt erhältlichen Handschuhe und 
dient nur als beispielhafte Darstellung. Jede Saison halten 
anders geartete Handschuhe Einzug in den Verkauf. Messen 
wie die A+A in Düsseldorf, Interschutz in Hannover oder die 
ISPO in München geben einen guten Überblick der auf dem 
deutschen Markt zukünftig erhältlichen Handschuhe und 
bieten Kotaktmöglichkeiten insbesondere zu asiatischen 
Herstellern, die weltweit fast die gesamte Handschuhherstel-
lung übernommen haben.

Die Vielzahl unterschiedlicher Handschuharten und –mate-
rialien ist ursächlich für den Umfang dieses Fachgebietes, 
machen aus kriminaltechnischer Sicht aber auch den Reiz für 
einen Kriminaltechniker aus. Um jedoch Handschuhspuren 
beurteilen zu können, benötigt der Sachverständige für Tech-
nische Formspuren u.a. nun auch gute Kenntnisse in der Textil- 
und Lederkunde, die im Rahmen der Sachverständigenausbil-
dung beim BKA vermittelt werden. 

4. Handschuhspuren

Die Handschuhart und das Handschuhmaterial an sich sind 
das Eine, der mit dem Handschuh erzeugte Abdruck (oder 
im besonderen Fall auch Handschuhspureneindruck) eine 
ganz andere Sache. Grundvoraussetzung dabei ist, wie bei 
allen anderen Spurenarten auch, die Handschuhspur zu 
finden, als Handschuhspur zu erkennen, diese sichtbar zu 

machen und zudem noch eine schonende und erfolgverspre-
chende Spurensicherungsmethode zu wählen. Hier fehlt es 
bundesweit noch an geeigneter Ausbildung für die Spu-
rensicherungskräfte, was aber im Laufe der nächsten Zeit 
durch die fachverantwortlichen Sachverständigen nachge-
holt werden soll. Vorab kann jedoch dazu geraten werden, 
Handschuhspuren wie Schuhabdruckspuren mit Gelatine-
folien zu sichern und in den Fototechniklaboren abfoto-
grafieren zu lassen. Diese Spurensicherungsmethode bie-
tet üblicherweise die höchste Qualität. Eine weitere gute 
Spurensicherungsmethode stellt das DLK/DPLK-Verfahren 
(Dust-Print-Lifter-Kit) dar. 

5. Polizeilicher Umgang mit der Materie

Neben der Spurensicherung, die wie bereits erwähnt gehalten 
ist Handschuhspuren am Tatort zu sichern, sind zudem die poli-
zeilichen Einsatzkräfte gefragt, die neben der Sicherung von 
Schuhen, auch vom Täter mitgeführte Handschuhe sicherstellen 
sollten. Eine Sicherung von Handschuhspuren am Tatort macht 
nämlich nur dann Sinn, wenn auch Handschuhe zur kriminal-
technischen Untersuchung eingereicht werden. Der Aufwand 
des Ermittlers hält sich beim Thema Handschuhe in Grenzen, 
bietet aber eine weitere Möglichkeit eine Verbindung zwischen 
Täter und Tatort herzustellen, die aus forensischer Sicht nicht 
ungenutzt bleiben sollte. 

Die Statistiker, die sich jetzt fragen wie häufig denn momen-
tan in ihrer polizeilichen Praxis Handschuhspuren anfallen, 
sollten zuallererst eruieren, ob die Spurensicherung in der 
Lage ist Handschuhspuren in jedem Fall zu erkennen, ob in 
ihrem Bereich überhaupt Handschuhspuren gesichert wurden 
und ob Einsatzkräfte am Tatort, mit dem Wissen das der oder 
die Täter Handschuhe getragen, auch spurensichernde Maß-
nahmen eingeleitet haben. 

In Erfahrung zu bringen ist auch, in welchem Maße Tat-
orte mit daktyloskopischen Spuren in den letzten Jah-
ren im Vergleich zu der Gesamtzahl der gemeldeten Tat-
orte zurückgegangen sind und wie viele Täter mittlerweile 
Handschuhe zur Vermeidung von Fingerspuren getragen 
haben müssen. Es wäre bei Nichtberücksichtigung dieser 
Kennzahlen ansonsten eine äußerst unsachgemäß geführte 
Darstellung eines Häufigkeitswertes. Meiner Ansicht nach, 
ist die Dunkelziffer von Tatorten mit Handschuhspuren den 
Tatorten mit daktyloskopischen Spuren mittlerweile nahezu 
gleichzusetzen. Videoaufnahmen bei Tatbegehungen und 
der Anstieg von Handschuhspuren an Tatorten in Bremen 
untermauern diese These. 

Im Jahr 2007 wurden in Bremen nur an 49 Tatorten Hand-
schuhspuren gesichert. Nach Hinweisen einer Auswertbarkeit 
von Handschuhspuren steigt die Zahl in der Hansestadt stetig 
an, so dass im Jahr 2015 bereits an 471 Tatorten Handschuh-
spuren gesichert wurden. Als ‚nicht auswertbar‘ deklarierte 
Handschuhspuren sind in diesen Zahlen nicht inbegriffen. 

Das Fachgebiet der Handschuhspuren befindet sich rein krimi-
naltechnisch zwar noch in den ‚Kinderhandschuhen‘, wird aber 
sicher in den nächsten Jahren zu einem Fachgebiet mit fun-
diertem und empirisch hinterlegtem Wissen heranwachsen.

Abb.10 : Multiflächenhandschuh

Alle Bildrechte bei Matthias Braune
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Strafrechtliche Recht
sprechungsübersicht

Von Dirk Weingarten, Polizeihauptkommissar & Ass. jur., 
Polizeiakademie Hessen

Wir bieten Ihnen einen Überblick über strafrechtliche Entschei-
dungen, welche überwiegend – jedoch nicht ausschließlich – für 
die kriminalpolizeiliche Arbeit von Bedeutung sind. Im Anschluss 
an eine Kurzdarstellung ist das Aktenzeichen zitiert, so dass eine 
Recherche möglich ist.

I. Materielles Strafrecht

§ 113 StGB – Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte; 
hier: Widerstand gegen Vollstreckungsfahrzeuge durch 
bloße Flucht. Beamte einer zivilen Ermittlergruppe verfolgten 
mit drei Fahrzeugen den von dem Angeklagten (A.), der nicht 
im Besitz einer Fahrerlaubnis ist, gesteuerten PKW Smart, in 
dem sich Diebesgut und Einbruchswerkzeuge befanden, um 
einen gegen den Mitangeklagten S., der auf dem Beifahrer-
sitz saß, bestehenden Haftbefehl zu vollstrecken. Als der PKW 
an einer roten Ampel hielt, erfolgte der Zugriff, nachdem der 
Smart durch alle drei Fahrzeuge eingekeilt wurde. Die Zivil-
kräfte trugen ihre Dienstausweise offen und gut sichtbar und 
riefen laut und deutlich „Polizei! Türen auf! Aussteigen!“, 
zudem zogen sie ihre Waffe und nahmen die Sicherungshal-
tung ein. Der A., der erkannt hatte, dass es sich um einen 
Polizeieinsatz handelte, legte abrupt den Rückwärtsgang 
ein, lenkte stark nach rechts und setzte das Fahrzeug hastig 
zurück, um sich der Festnahme zu entziehen. Dabei wurde ein 
Zivilfahrzeug beschädigt. Der A. nahm die Beschädigung zu 
Fluchtzwecken billigend in Kauf. 

Unter Widerstand ist eine aktive Tätigkeit gegenüber dem 
Vollstreckungsbeamten mit Nötigungscharakter zu verstehen, 
mit der die Durchführung einer Vollstreckungsmaßnahme ver-
hindert oder erschwert werden soll. Nach dem Schutzzweck des 
§ 113 StGB muss die Gewalt gegen den Amtsträger gerichtet 
und für ihn – unmittelbar oder mittelbar über Sachen – körper-
lich spürbar sein. Bloße Flucht vor der Polizei ist kein (gewalt-
samer) Widerstand, auch wenn dadurch gegebenenfalls Dritte 
gefährdet oder unvorsätzlich verletzt werden. (BGH, Beschl. v. 
15.01.2015 – 2 StR 204/14)

§§ 176 Abs. 1, 176a Abs. 2 Nr. 1 StGB – Schwerer sexueller 
Missbrauch von Kindern; hier: Zungenkuss. Ein Zungenkuss, 
so dass die Zunge ein Stück weit in den Mund des Kindes ein-
drang, stellt keine dem Beischlaf ähnliche sexuelle Handlung 
dar und erfüllt damit den Tatbestand des schweren sexuellen 
Missbrauchs eines Kindes nicht. (BGH, Beschl. v. 28.06.2016 – 3 
StR 154/16)

§§ 243, 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB – Wohnungsein-
bruchsdiebstahl; hier: Unmittelbares Ansetzen. Bei 

Qualifikationstatbeständen wie auch bei Tatbeständen mit 
Regelbeispielen ist grundsätzlich auf das Ansetzen zur Ver-
wirklichung des Grundtatbestandes abzustellen. Daraus folgt, 
dass sich bei § 244 StGB wie bei § 243 StGB gleichermaßen die 
einheitlich zu beantwortende Frage stellt, ob mit den festge-
stellten Tathandlungen zur Wegnahme im Sinne von § 22 StGB 
angesetzt ist. Das Eindringen in den Garten über das Gartentor 
reicht nicht aus, da sich aus den Feststellungen nicht ergibt, ob 
das Gartentor nach seiner Funktion als wesentlicher Schutz des 
Hauses anzusehen ist oder etwa durch einfaches Öffnen oder 
Übersteigen überwunden werden konnte. Auch ein „Zuschaffen-
machen“ vor der Terrassentür gibt – da es insoweit auch an der 
Mitteilung des Tatplans der Angeklagten fehlt – keinen konkre-
ten Hinweis dafür, ob schon zur Wegnahme, einem unmittelbar 
bevorstehenden Einwirken auf fremden Gewahrsam, angesetzt 
ist. Dies gilt gleichermaßen auch für das „Anleuchten des Rol-
los“. (BGH, Beschl. v. 20.09.2016 – 2 StR 43/16)

§§ 243, 244 Abs. 1 Nr. 3 StGB – Wohnungseinbruchdiebstahl; 
hier: Einbruch in getrennte Kellerräume. Die Vorschrift des § 
244 Abs. 1 Nr. 3 StGB setzt das Einbrechen, Einsteigen oder Ein-
dringen in eine Wohnung voraus. Bricht der Täter in Kellerräume 
ein, ist der Tatbestand nur erfüllt, wenn diese Räume durch eine 
unmittelbare Verbindung zum Wohnbereich dem Begriff des Woh-
nens typischerweise zuzuordnen sind. Dies ist regelmäßig beim 
Keller eines Einfamilienhauses, nicht aber bei vom Wohnbereich 
getrennten Kellerräumen in einem Mehrfamilienhaus der Fall. 
(BGH, Beschl. v. 08.06.2016 – 4 StR 112/16)

§ 250 Abs. 1 Nr. 1b StGB – Schwerer Raub (Schwere räu-
berische Erpressung) mittels Werkzeug als Drohungsin-
strument; hier: „Kofferbombe“ als Drohmittel zur Erlan-
gung des Geldes. Nachdem der Angeklagte (A.) zehn Tabletten 
Benzodiazepine und zwei Gin Tonic zu sich genommen hatte, 
beschloss er, bei einer Bank „an Bargeld zu gelangen“. Gegen 
11:30 Uhr betrat der – Sportkappe und Sonnenbrille tragende 
– A. unter Mitführung eines Koffertrolleys, der im Wesentli-
chen sein Reisegepäck enthielt, eine Bank und trat auf den 
Kassenschalter zu, an welchem die Zeugin E. ihren Dienst ver-
sah. Auf ihre Frage, was sie für den A. tun könne, legte dieser 
zunächst wortlos einen Zettel auf den Bankschalter, auf wel-
chem er die Auszahlung von 2.000 bis 3.000 € forderte und 
äußerte sodann, dass er Leukämie habe. Die E., die bis zu die-
sem Zeitpunkt völlig angst- und arglos war, erwiderte, dass 
sie ihm nicht ohne weiteres Geld auszahlen könne, was der A. 
mit der Bemerkung: „Doch!“ kommentierte. Als die E., immer 
noch arglos, weiterhin nicht reagierte, lehnte sich der A. über 
den Kassenschalter, zog seine Sonnenbrille vom Nasenrücken, 
schaute die E. nachdrücklich an und sagte: „Keine Polizei, kein 
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Alarm, ich habe eine Kofferbombe, zahlen Sie aus!“, um damit 
die Herausgabe des geforderten Geldbetrages zu erreichen. Die 
Anwendung dieser Drohung zur Durchsetzung seiner Forderung 
hatte er erst in diesem Moment spontan beschlossen. Schließ-
lich wurden ihm 2.000 € ausgezahlt, er verließ die Bank, setzte 
einige Meter entfernt seinen Koffer in Brand und verschwand.

Der BGH stellte fest, dass der A. der schweren räuberischen 
Erpressung schuldig ist. Nach dem Wortlaut der Norm ist es 
weder erforderlich, dass das mitgeführte Werkzeug oder Mit-
tel seiner Beschaffenheit nach objektiv geeignet ist, das Opfer 
durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu nötigen, noch bedarf 
es überhaupt seines derartigen Einsatzes; denn es kommt nur 
auf eine entsprechende subjektive Intention des Täters bei der 
Tatausführung sowie sein Bewusstsein an, das Werkzeug oder 
Mittel für diesen Zweck gebrauchsbereit bei sich zu haben. 
Dabei ist es ausreichend, wenn der Täter zu diesen subjekti-
ven Überlegungen erst während der Begehung der Tat gelangt, 
sodass der Qualifikationstatbestand im Allgemeinen dann ohne 
weiteres erfüllt ist, wenn der Täter das Werkzeug oder Mittel 
entsprechend seiner Absicht sogar tatsächlich einsetzt. (BGH, 
Urt. v. 20.08.2015 – 3 StR 259/15)

§§ 252, 249, 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB – Besonders schwerer 
räuberischer Diebstahl; hier: Flucht/Nacheile, Zusammen-
hang Vortat/Nötigung. Der Angeklagte (A.) drang mit B. und 
C. in eine Bankfiliale ein, während der weitere Beteiligte D. zur 
Absicherung draußen verblieb. Sie öffneten mit Hilfe von Werk-
zeug den Geldautomaten und entnahmen 74.850 Euro, die sie im 
Kofferraum eines Fluchtwagens verstauten und flohen; B. fuhr 
und A. war Beifahrer dieses Fahrzeuges. Während der gesamten 
Tat wurden sie observiert. Nach etwa 30-minütiger Fahrt und ca. 
35 km vom Tatort entfernt, stoppten Beamte auch diesen Flucht-
wagen mit ihren Einsatzfahrzeugen. A. kam mit B. durch Gesten 
überein, auf einen der Beamten, den sie auf Grund des Aufdrucks 
„Polizei“ als solchen erkannt hatten, zuzufahren, um so zu flie-
hen und sich im Besitz der Beute zu erhalten; der Beamte erlitt 
eine schmerzhafte Knieprellung.

§ 252 StGB fordert einen Zusammenhang zwischen einer Nöti-
gungshandlung und dem Betroffen sein. Dieser liegt auch vor, 
wenn das Nötigungsmittel im Rahmen der sich unmittelbar an 
das Betreffen „auf frischer Tat“ anschließenden Verfolgung, 
sog. Nacheile, angewendet wird. (BGH, Beschl. v. 04.08.2015 – 
3 StR 112/15)

§ 315b Abs. 1 StGB – Gefährliche Eingriffe in den Straßen-
verkehr; hier: Schüsse auf Fahrzeuge. Der Angeklagte (A.) 
schoss in einer Vielzahl von Fällen, anfangs Kaliber .22, später 
Kaliber 9 mm, aus dem von ihm auf Bundesautobahnen geführ-
ten Lkw heraus im fließenden Verkehr auf andere Fahrzeuge; 
insbesondere auf Autotransporter oder andere Lkws mit Auflie-
ger, die sich zum Teil im Gegenverkehr, zum Teil im gleichge-
richteten Verkehr bewegten.

In Fälle, in denen der A. auf die Ladung bzw. Aufbauten von 
Autotransportern, anderen Lkws oder auf Wohnanhänger schoss 
ist darin kein Fall des § 315b Abs. 1 StGB zu sehen, denn eine 
Verurteilung wegen (versuchten) gefährlichen Eingriffs in den 
Straßenverkehr setzt bei Schüssen auf Fahrzeuge im Straßen-
verkehr voraus, dass nach der Vorstellung des Täters die kon-
krete Gefahr für eines der in § 315b Abs. 1 StGB genannten 
Schutzobjekte jedenfalls auch auf die Wirkungsweise der für 
Verkehrsvorgänge typischen Fortbewegungskräfte (Dynamik des 
Straßenverkehrs) zurückzuführen ist. Daran fehlt es, wenn der 
Schaden – wie hier – ausschließlich auf der durch die Pisto-
lenschüsse freigesetzten Dynamik der auftreffenden Projektile 
beruht. (BGH, Beschl. v. 16.07.2015 − 4 StR 117/15)

II. Prozessuales Strafrecht

§ 52 Abs. 3 StPO – Zeugnisverweigerungsrecht; hier: 
Ehemann. Die Halterin eines unfallbeteiligten Fahrzeuges 
wird gefragt, wer zum Unfallzeitpunkt das Fahrzeug geführt, 
einen Unfall verursacht und sich dann vom Unfallort ent-
fernt habe. Der Verdacht richtete sich gegen eine männli-
che Person. Der später Beschuldigte ist ihr Ehemann. Die 
Halterin wurde nicht hinsichtlich ihres Verweigerungsrech-
tes belehrt. Ihre Antworten sind nicht verwertbar. (LG Kiel, 
Beschl. v. 23.11.2015 – 8 Qs 48/15)

§§ 81b, 261, 267 StPO; RiStBV Nr. 18 – Wahllichtbildvor-
lage; hier: „Längere eher glatte Haare“ und „Haarfarbe“. 
Die Lichtbildvorlage entsprach nicht den für eine belastbare 
Täteridentifizierung erforderlichen Voraussetzungen. Denn ent-
gegen Nr. 18 RiStBV wurden der Zeugin bei der Polizei nicht 
Lichtbilder anderer Personen „ähnlicher Erscheinung“ vorgelegt. 
Aus den wirksam in Bezug genommenen Lichtbildern ergibt 
sich nämlich, dass von den dort gezeigten acht Männern nur 
der Angeklagte die von der Zeugin als Wiedererkennungsmerk-
mal angegebenen Charakteristika aufwies („längere eher glatte 
Haare“ und „Haarfarbe“). Folglich bedarf es zur Annahme der 
Täterschaft des Angeklagten anderer Beweismittel von überge-
ordneter Bedeutung. (OLG Düsseldorf, Beschl. v. 26.03.2015 – 
III-3RVs 3/15, III-3 Ws 14/15)

Mit ähnlicher Begründung lehnte das LG Magdeburg 
(Beschl. v. 9.3.2015 – 25 KLs 323 Js 35113/14) die Eröff-
nung des Hauptverfahrens wegen schweren Raubes gegen 
einen Angeschuldigten ab. Auch in diesem Fall war der Wert 
der Wiedererkennung bei der Wahllichtbildvorlage durch die 
Qualität der Wahllichtbildvorlage beeinträchtigt. Während 
alle anderen Bilder Personen mit rosafarbener Gesichtshaut 
zeigten, stach der Angeschuldigte mit bleicher Gesichts-
farbe deutlich hervor, so dass angesichts der Auswahl der 
Fotos eine suggestive Beeinflussung der Zeugin allein durch 
die Art und Weise der Wahllichtbildvorlage nicht ausge-
schlossen werden konnte. Darüber hinaus erklärte die mar-
kant hervortretende bleiche Gesichtsfarbe des Angeschuldig-
ten auch die im Rahmen des Protokolls über die Wahllicht-
bildvorlage geäußerte Gefühlsregung der Zeugin, die bekun-
dete, „Mir wurde regelrecht anders, als ich dieses Bild sah.“ 
Weitere Indizien, die auf den Angeschuldigten hindeuten, 
waren nicht ersichtlich.

§§ 112, 115 StPO – Haftbefehl; hier: Kein „Verfallsdatum“. 
Während nach dem Erlass eines Durchsuchungsbefehls gem. §§ 
102, 105 Abs. 1 StPO eine richterliche Kontrolle der ursprüng-
lichen Anordnung nach längerem Zeitablauf im Gesetz nicht 
ausdrücklich vorgesehen ist, sieht das Gesetz in § 115 Abs. 1 
StPO eine ausdrückliche wie effektive Wahrung der grundge-
setzlich geschützten Rechtsposition des Beschuldigten gerade 
vor. Durch die unverzügliche Vorführung des Beschuldigten 
vor den zuständigen Haftrichter ist gewährleistet, dass die-
sem – anders als bei der Vollstreckung eines vor geraumer 
Zeit erlassenen Durchsuchungsbefehls – die abschließende 
Entscheidungshoheit zur Überprüfung der tatbestandlichen 
Voraussetzungen zur Anordnung der Untersuchungshaft vor-
behalten bleibt. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts über die Unzulässigkeit der Vollziehung bzw. das 
Außerkrafttreten von Durchsuchungsbeschlüssen nach einem 
bestimmten Zeitablauf seit ihrem Erlass kann deshalb auf 
Haftbefehle nicht übertragen werden. (OLG Hamm, Beschl. v. 
25.08.2015 − 3 Ws 229, 230/15)
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Aktuelles aus dem Netz
Von Christian Zwick, Kriminalhauptkommissar,  

Polizeipräsidium Rheinpfalz

Windows 7: Microsoft rät von Nutzung ab

[…] Der 14. Januar 2020 ist das Datum, an dem der Windows-
7-Support vollständig eingestellt wird. Bereits 2014 wurde 
der Main-Support beendet. Das bedeutet, dass Windows 7 seit 
zwei Jahren - und noch weitere drei - nur mit rudimentären 
Sicherheits-Updates versorgt wird.[…]Mehr: http://www.chip.
de/news/Microsoft-warnt-jetzt-vor-Windows-7-Betriebssystem-
soll-nicht-mehr-genutzt-werden_107487206.html?layout=amp, 
Meldung vom 18.01.2017

CryptoSearch: Tool findet und sammelt von 
Ransomware verschlüsselte Dateien zur 
Verwahrung

[…]Aktuell kann CryptoSearch verschlüsselte Daten von 
240 Erpressungs-Trojanern erkennen. Damit das klappt, 
müssen Opfer entweder den Namen der Ransomware, die 
Namenserweiterung von betroffenen Dateien oder deren 
HEX-Muster im Tool angeben. Anschließend durchsucht 
CryptoSearch auf Wunsch einen Ordner oder den komplet-
ten Computer. Mehr: https://www.heise.de/security/mel-
dung/CryptoSearch-Tool-findet-und-sammelt-von-Ransom-
ware-verschluesselte-Dateien-zur-Verwahrung-ein-3597757.
html, Meldung vom 17.01.2017

Kabinett für Drohnen-Regeln: Nummernschild, 
Führerschein, Verbote 

[…] Die Bundesregierung hat angesichts der rasant wach-
senden Zahl von Drohnen schärfere Regeln für deren Betrieb 
beschlossen. So sollen künftig alle unbemannten Fluggeräte 
über 250 Gramm mit einer Art „Nummernschild“ versehen 
werden - einer Plakette, die Namen und Anschrift des Besit-
zers tragen. […] Für größere Modelle sollen zudem eine Art 
Führerschein und eine Betriebserlaubnis nötig werden. Als 
maximale Flughöhe sind 100 Meter vorgesehen. […] Mit der 
Verordnung muss sich als nächstes der Bundesrat befassen. 
Mehr: https://www.tagesschau.de/inland/drohnen-vor-
schriften-101.html, Meldung vom 18.01.2017

CIA stellt ehemalige Geheimdokumente online

Der US-Geheimdienst hat fast 12 Millionen Seiten aus ehe-
mals als geheim klassifizierten Dokumenten online gestellt. 
Die veröffentlichten Papiere reichen bis zu 50 Jahre zurück. 

Mehr: https://www.heise.de/newsticker/meldung/CIA-
stellt-ehemalige-Geheimdokumente-online-3601535.html, 
Meldung vom 18.01.2017

Jenoptik übernimmt britische Firma für 
Verkehrsüberwachung

Essa Technology bietet unter anderem Software, die zur 
Kennzeichenerfassung dient und in Echtzeit Warnungen zu 
Fahrzeugen mit bestimmten Kennzeichen von einem zent-
ralen Server an Polizeifahrzeuge meldet. […] Jenoptik lie-
fert weltweit Technik zur Tempo- und Rotlichtüberwachung 
von Straßen sowie Autobahnen und bietet auch Serviceleis-
tungen bei der Verarbeitung der Messdaten an. […] Mehr: 
https://www.heise.de/newsticker/meldung/Jenoptik-ueber-
nimmt-britische-Firma-fuer-Verkehrsueberwachung-3603877.
html, Meldung vom 20.01.2017

Die Überwachung der Überwachung

Mitten in der Debatte über mehr Kameraüberwachung ging 
„SurveillanceUnderSurveillance“ online – eine Weltkarte, auf 
der Openstreetmap-User bestehende Überwachungskameras ein-
tragen können. Auf der Karte ist zu sehen, wo überall klassi-
sche Fixed Cameras oder Dome Cameras mit Rundumblick das 
Geschehen aufzeichnen. Ebenso zeigt die Karte die Blickwinkel 
der Kameras an. So entsteht ein detailliertes Bild darüber, wo 
die Umgebung wie intensiv gefilmt wird. […] Mehr: http://
blog.zeit.de/teilchen/2016/08/11/ueberwachung-kameras-
karte/, Meldung vom 11.08.2016

Was Facebooks KI auf euren Fotos erkennt: 
Diese Erweiterung zeigt es euch 

[…] Seit April 2016 nutzt Facebook maschinelles Lernen, um 
die Inhalte von Bildern zu erkennen. Die Software erkennt 
beispielsweise ob ein Foto drinnen oder draußen aufgenom-
men wurde, wie viele Personen sich darauf befinden oder 
welche anderen Objekte noch im Bild sind. […] Adam Geit-
gey, ein amerikanischer Entwickler, der als Director of Engi-
neering bei Groupon arbeitet, hat die Chrome-Erweiterung 
geschrieben. Sie blendet euch über jedem Bild auf Facebook 
ein, welche Dinge die KI des Unternehmens darauf erkannt 
hat. […] Mehr: http://t3n.de/news/facebook-ki-bilderken-
nung-chrome-781194/, Meldung vom 02.01.2017
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Gewerkschaftspolitische 
Nachrichten

Der Terroranschlag von Berlin –  
GdP-Bewertungen und Forderungen mit 

Augenmaß
Von Sascha Braun, GdP Bundesvorstand, Berlin

Mit Entsetzen und Trauer hat die GdP auf die Tragödie reagiert, 
die sich am 21. Dezember 2016 auf dem Breitscheidplatz in Berlin 
ereignet hat. Oliver Malchow sprach den Angehörigen im Namen 
aller Mitglieder der GdP das tiefempfundene Mitgefühl aus und 
dankte den Kolleginnen und Kollegen von Polizei, Feuerwehr und 
Hilfsorganisationen für die sehr gut geleistete Arbeit.

Unmittelbar nach der Terrortat mahnte die GdP zu Besonnen-
heit und warnte vor voreiligen Schlussfolgerungen. Nur allzu 
oft werden sicherheitspolitische Forderungen erhoben, bevor 
überhaupt Tathergang und Hintergründe im Wesentlichen klar 
sind. Die Tötung des Tatverdächtigen in Italien und die relativ 
schnell deutlich gewordene Genese des Anschlags auf den Weih-
nachtsmarkt in Berlin haben aber deutlich gemacht, dass die 
europaweite Zusammenarbeit aller Behörden verbessert werden 
muss. Oliver Malchow sagte dazu: „Die abscheuliche Tat führt 
aber schon jetzt deutlich vor Augen, dass alle Behörden in 
Deutschland, aber auch in Europa, sich als Teil der Sicherheits-
architektur verstehen lernen müssen. Und wenn es jemals noch 
eines Anstoßes bedurft hätte, so muss jetzt klar sein, dass sich 
alle europäischen Mitgliedsstaaten an den gemeinsamen poli-
zeilichen Datenverbünden beteiligen müssen.“

Im Zuge immer neuer Details über das Leben und den Auf-
enthalt des Tatverdächtigen in der Bundesrepublik sind wei-
tere Forderungen vor allem zu einer möglichst lückenlosen Dau-
erüberwachung aller sog. Gefährder und auch von typischen 
Treffpunkten dieser Personen erhoben worden. Der Bundesvor-
sitzende der GdP, warnte angesichts der angespannten Terror-
lage vor einem „Schnüffelstaat“. Es muss die Frage diskutiert 
werden, wie intensiv der Staat die Verhaltensweisen der hier 
lebenden Menschen beobachten dürfe. Gerade in der Debatte 
um die Frage, wann jemand ein Gefährder ist, hat der Terroran-
schlag auf den Weihnachtsmarkt in Berlin gezeigt, dass Recht 
und Gesetz in Deutschland nicht erlaube, ohne ausreichende 
Verdachtsmomente jemanden wie den Berliner Attentäter recht-
zeitig aus dem Verkehr zu ziehen. 

Eine wie vom Bundesinnenminister angeregte Stärkung 
der Bundesbehörden sieht der GdP-Chef Malchow skeptisch. 
Die föderale Struktur hierzulande hat sich seiner Erachtens 
bewährt. Auch in zentralgeführten Staaten wie Frankreich 
hätten sich Terroranschläge nicht wirksam vermeiden lassen. 
Die GdP sieht die Ursachen der Probleme der Koordination der 
Sicherheitsbehörden weniger in gesetzlichen Defiziten, sondern 
eher auch den handelnden Personen. Deshalb sehe er keine 
Notwendigkeit, dass die Befugnisse des Bundes über den jetzi-
gen Stand hinaus ausgeweitet werden. 

Der Ruf nach immer neuen Gesetzen ist aus Sicht Malchows 
wenig hilfreich, allein weil schon in den vergangenen zwei Jah-
ren die Sicherheitsbehörden auf einer Reihe von Nachjustierun-
gen bei wichtigen auf die Terrorbekämpfung zielenden Strafpa-
ragrafen zurückgreifen könnten. Der GdP-Chef gab zu bedenken: 
„Wir haben in Deutschland eher ein Vollzugs- als ein Geset-
zes- oder Strukturdefizit.“ Viel zu oft stoße die Polizei bei ihrer 
Ermittlungsarbeit und bei Fahndungsmaßnahmen an die Grenzen 
der Machbarkeit, weil zu wenig Personal zur Verfügung stünde. 

Die GdP sieht indes den Bedarf, dass Kommunikation und 
Abstimmung der Behörden deutlich verbessert werden. Das 
Beispiel des Berliner Attentäters, der sich mit verschiedenen 
Identitäten mehrere Monate durch Deutschland bewegt hatte, 
beweist, dass die Koordination behördlicher Maßnahmen auch 
unter dem Gesichtspunkt des Legalitätsprinzips und der Tatsa-
che, dass Staatsanwaltschaften die Herren der Verfahren blei-
ben, optimiert werden müssen.

Dringenden Handlungsbedarf sieht die GdP aber beim Thema 
Abschiebung. Bei Menschen, deren Asylantrag negativ beschie-
den wurde, sollte die Abschiebung, wenn sie denn möglich ist, 
zeitnah durchgeführt werden.

Die von Politikern ins Spiel gebrachte Fußfessel im Kampf 
gegen den Terror bewertet die GdP als überlegenswert und for-
derte in der aufkommenden Debatte unverzüglich Bundesjustiz-
minister Heiko Maas auf, seinen Vorschlag rasch zu konkretisie-
ren. Die Fußfessel kann allerdings keinesfalls als Allheilmittel zur 
Verhinderung von terroristischen Anschlägen betrachtet werden. 
Ein zu allem entschlossener Terrorist wird entweder mit der Fuß-
fessel oder nach Ablegen der Fußfessel zur Tat schreiten. Von 
praktischer Relevanz kann es jedoch sein, die Bewegungen eines 
solchen Gefährders besser beobachten zu können. Dies setzt 
aber eine umfangreiche gesetzgeberische Aktivität voraus. Dar-
über hinaus kann eine elektronische Fußfessel auch nicht die 
Observation durch Spezialisten der Sicherheitsbehörden erset-
zen. Im Bereich der Prävention seien Bereichsbetretungsverbote 
und Meldeauflagen bekannt, allerdings setzten diese Maßnahmen 
voraus, so der GdP-Bundesvorsitzende, dass die Person in einem 
bestimmten Zeitraum einschlägige Straftaten begangen hatte. 
Für eine präventive Fußfessel müssen daher klare gesetzliche 
Grundlagen gegeben sein, die zumindest vergleichbar sind. 

Nach dem Breitscheidplatz-Anschlag sind auch Forderungen 
nach einer deutlichen Ausweitung der Videoüberwachung in 
die Sicherheitsdebatte eingebracht worden. Nach Auffassung 
der GdP sollen gefährliche Orte mit Videotechnik überwacht 
werden. Londoner Verhältnisse, d. h. die Videoüberwachung 
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kompletter Innenstädte, lehnt die GdP ab und befindet sich 
nach ihrer Auffassung damit auch im Einklang mit den Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts. Auch bei der Videoüberwa-
chung gibt es eher ein Vollzugsdefizit, denn zurzeit nutzen die 
Länder, die in den dortigen Polizeigesetzen verankerten Rechts-
grundlagen für eine auch heute machbare intensive Videoüber-
wachung nicht aus. Vor einer Ausweitung müssen die beste-
henden Mittel funktionstüchtig gemacht werden. Teilweise 
sind Kameras an Bahnhöfen bei Dunkelheit nicht nutzbar, weil 
die Aufnahmequalität zu schlecht ist. Darüber hinaus fehlt 
oft auch das Personal, welches diese Aufnahmen zu sichten 
hat. Die GdP zeigt sich in diesem Zusammenhang auch dafür 
offen, Gesichtserkennungssoftware einzusetzen. Die Debatte 
um Videoüberwachung zeigt zudem, den Spalt zwischen den 
Interessen von Bürgerinnen und Bürgern und den gegen eine 
sachgerechte Nutzung der Videoüberwachung vorgebrachten 
Bedenken. Schon heute werden Bürgerinnen und Bürger auf 
privaten Gelände, z. B. in Sportstätten, Einkaufszentren und 

im öffentlichen Personennahverkehr videografiert, diese Video-
grafie stört offensichtlich niemanden. Zugleich wird es aber 
der Polizei unnötig schwer gemacht, den gesetzlichen Rahmen 
zulässiger Videoüberwachung auszuschöpfen. 

Die GdP setzt sich dafür ein, dass auch Telemediendienste, wie 
z. B. WhatsApp oder Online-Spiele, in denen bislang ungestört 
kommuniziert werden kann, einer stärkeren staatlichen Kontroll- 
und Ermittlungsmöglichkeit zu unterziehen. Dabei geht es nach 
Auffassung der GdP selbstverständlich nicht um eine lückenlose 
Überwachung aller Bürgerinnen und Bürger. Es muss aber im 
Einzelfall, bei z. B. konkreter Terrorverdachtslage, möglich sein, 
dass die Polizei das Kommunikationsverhalten eines Terrorver-
dächtigen umfassend kontrollieren und auswerten kann.

Die anhaltend hohe Gefahr terroristischer Anschläge in 
Deutschland macht es aus Sicht der GdP notwendig, die beste-
henden gesetzlichen Rahmenbedingungen auch tatsächlich 
auszuschöpfen, bevor immer neue Vorschläge in die Debatte 
geworfen werden.
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11	Vgl. Stuttgarter Nachrichten: Anklage: Täter wollte „Ungläubige“ töten vom 
27.09.2016, online verfügbar unter: www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.mord-in-
bad-friedrichshall-anklage-taeter-wollte-unglaeubige-toeten.551057ee-220e-4c64-
9c03-ed7a994a3e6d.html (letzter Zugriff am 11.01.2017).

12	Oder im Ausland auf deutsche Einrichtungen, vgl. den Anschlag der Taliban im afgha-
nischen Mazar-e-Sharif auf das deutsche Generalkonsulat am 10.11.2016, bei dem 
fünf Personen und drei Angreifer getötet wurden.

13	Vgl. Köcher, in FAZ Online vom , online verfügbar unter: www.faz.net/aktuell/poli-
tik/inland/allensbach-umfrage-zeigt-angst-um-innere-sicherheit-steigt-14073805.
html?printPagedArticle=true#pageIndex_2 (letzter Zugriff am 14.12.2016). 

14	Am 26. Juli 2016 wurde ein französischer Priester in der Kirche am helllichten Tag 
durch Islamisten ermordet.

15	Am 13. Juni 2016 wurden ein Polizist und dessen Frau vor den Augen ihres Kindes 
durch Islamisten ermordet.

Amok, Selbstmordattentat oder 
terroristischer Amoklauf?

Von Dr. Dorothee Dienstbühl, Hochschule Darmstadt
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